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Von «lern Willen erfüllt, die Freiheit und die Rechte des Menschen zu 
verbürgen, das Gemeinschafts- und Wirtschaftsleben in sozialer Gerechtig­
keit zu gestalten, dem gesellschaftlichen Fortschritt zu dienen, die Freund­
schaft mit allen Völkern zu fördern und den Frieden zu sichern, hat sich 

das deutsche Volk diese Verfassung gegeben.

A. Grundlagen der Staatsgewalt

ARTIKEL 1
(1) Deutschland ist eine unteilbare demokratische Re­
publik; sie baut sich auf den deutschen Ländern auf.
(2) Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die 
für den Bestand und die Entwicklung des deutschen 
Volke» in seiner Gesamtheit wesentlich .sind; alle 
übrigen Angelegenheiten werden von den Ländern 
selbständig entschieden.
(3) Die Entscheidungen der Republik werden grund­
sätzlich von den Ländern ausgeführt.
(4) Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit.

ARTIKEL 2
(1) Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik 
sind Schwarz-Rot-Gold.
(2) Die Haupt-stadt der Republik ist Berlin.

ARTIKEL S
(1) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.
(2) Jeder Bürger hat das Recht und die Pflicht zur Mit­
gestaltung in seiner Gemeinde, seinem Kreise, seinem 

/Lande und in der Deutschen Demokratischen Republik.
(3) Das Mitbestimmungsrecht der Bürger wird wahr­
genommen durch:

Teilnahme an Volksbegehren und Volksentscheiden; 
Ausübung de» aktiven und passiven Wahlrechts; 
Übernahme öffentlicher Ämter in Verwaltung und 
Rechtsprechung.

(4) Jeder Bürger hat das Recht, Eingaben an die Volks­
vertretung zu richten.
(5) Die Staatsgewalt muß dem Wohl des Volkes, der 
Freiheit, dem Frieden und dem demokratischen Foi&r 
schritt dienen.
(6) Die im öffentlichen Dienst Tätigen sind Diener der 
Gesamtheit und nicht einer Partei. Ihre Tätigkeit wird 
von der Volksvertretung überwacht.

ARTIKEL 4
(1) Alle Maßnahmen der Staatsgewalt müssen den 
Grundsätzen entsprechen, die in der Verfassung zum 
Inhalt der Staatsgewalt erklärt sind. Über die Ver­
fassungsmäßigkeit der Maßnahmen entscheidet die 
«Volksvertretung gemäß Artikel 66 dieser Verfassung. 
Gegen Maßnahmen, die den Beschlüssen der Volks­
vertretung widersprechen, hat jedermann das Recht 
und die Pflicht zum Widerstand.
(2) Jeder Bürger ist verpflichtet, im Sinne der Ver­
fassung zu handeln und sie gegen ihre Feinde zu ver­
teidigen.

ARTIKEL 5
(1) Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrecht» 
binden die Staatsgewalt und jeden Bürger.
(2) Die Aufrechterhaltung und Wahrung freundschaft­
licher Beziehungen zu allen Völkern ist die Pflicht der 
Staatsgewalt.
(3) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen teil­
nehmen, die der Unterdrückung eines Volkes dienen.

B. Inhalt und Grenzen der Staatsgewalt

I. Rechte des Bürgers 
ARTIKEL 6

(1) Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleichberechtigt.
(2) Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen 
und Organisationen, Mordhetze gegen demokratische 
Politiker, Bekundung von Glaubens-, Rassen-, Völker­
haß, militaristische Propaganda sowie Kriegshetze und 
alle sonstigen Handlungen, die sich gegen die Gleich­
berechtigung richten, sind Verbrechen im Sinne des 
Strafgesetzbuches. Ausübung demokratischer Rechte 
im Sinne der Verfassung ist keine Boykotthetze.
(3) Wer wegen Begehung dieser Verbrechen bestraft ist, 
kann weder im öffentlichen Dienst noch in leitenden 
Stellen im wirtschaftlichen und kulturellen Leben 
tätig sein. Er verliert das Recht, zu wählen und ge­
wählt zu werden.

ARTIKEL 7
(1) Mann und Frau sind gleichberechtigt.
(2) Alle Gesetze und Bestimmungen, die der Gleich­
berechtigung der Frau entgegenstehen, sind auf­
gehoben.

ARTIKEL 8
(1) Persönliche Freiheit, Unverletzlichkeit der Wohnung, 
Postgeheimnis und das Recht, sich an einem beliebigen 
Ort niederzulassen, sind gewährleistet. Die Staats­
gewalt kann diese Freiheiten nur auf Grund der für 
alle Bürger geltenden Gesetze einschränken oder 
entziehen.

ARTIKEL 9
(1) Alle Bürger haben das Recht, innerhalb der Schran­
ken der für alle geltenden Gesetze 'ihre Meinung frei 
und öffentlich zu äußern und sich zu diesem Zweck 
friedlich und unbewaffnet zu versammeln. Diese 
Freiheit wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
beschränkt; niemand darf benachteiligt werden, wenn 
er von diesem Recht Gebrauch macht.
(2) Eine Pressezensur findet nicht statt.

ARTIKEL 10
(1) Kein Bürger darf einer auswärtigen Macht aus­
geliefert werden.
(2) Fremde Staatsbürger werden weder ausgeliefert 
noch ausgewiesen, wenn sie wegen ihres Kampfes für
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